
PRAKTISCHE THEOLOGIE

Dem Vert. 1st eine instruktive Studie gelungen, die nıcht 1Ur autf den geistreichen, ber
kantıgen und schwierigen Kanonisten selbst Licht wirtt. Wohl nıcht Banz NUM-
strıtten wırd se1ın Schlufßtazıt leıben, da heutige Theologie VO Barıon gemahnt
eine erfolgreiche Vermittlung der Ekklesiologie des un! des IL Vatiıkanums erst noch
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Angesichts der Tatsache, da{ß das Staatskırchenrecht 1n der Juristenausbildung 11UT
och Rande vorkommt, 1St erfreulich, da{ß das Programm eınes Verlages, be1 dem
ın den etzten Jahren für einıge andere Rechtsgebiete Fälle und Lösungen erschıenen
sınd, 11U  - auch dieses Rechtsgebiet berücksichtigt hat. Ertreulich 1st uch die Zusam-
MENSEIZUNG des Autorenkreises: ährend die vergleichbaren Bde anderen Rechts-
gebieten Jeweıls 11UT VO einıgen wenıgen utoren vertafßt sınd, haben dem Zzu
Staatskırchenrecht 13 utoren miıtgewirkt, VO denen sıch viele auf diesem Gebiet be-
reıts einen Namen gemacht haben Der enthält elf Fälle Die Absprache ber dıe be-
handelten Themen hat sıch oftenbar VOTL allem den einschlägigen Grundgesetzartikeln
orıentiert. Z wel Fälle besitzen uch eiıne europarechtliche Dımensıon; auliserdem wurde
eın Fall aus dem Bereich des Vertragsrechts hinzugenommen.

Auffällig oft, nämlich 1ın eLtwa der Hälfte der Fälle, haben sıch die utoren entschıe-
den, die behandelte Problematik Beispiel des Islam darzustellen. (Christliche Kır-
chen kommen ungefähr SCHNAUSO oft VOIL, eın Fall betriftt eıne jüdische Gemeinde.) In der
ausgiebigen Beschäftigung mıiıt dem Islam spiegelt sıch zZzu einen die Tatsache wider,
da{ß die deutschen Gerichte gegenwärtig tatsächlich oft mıiıt dem Islam tun haben
Zum anderen 1st die Behandlung „islamıscher“ Fälle eiıne Art Prütstein dafür, ob das
deutsche Staatskirchenrecht in BrSIeTr Linıe die tradıtionel]l Deutschland verbreıte-
ten Religionsgemeinschaften angepafßt 1St der ob es auch remden Religionen gerechtwırd Die Antwort tällt eindeutig aUus Die bestehenden rechtlichen Schwierigkeiten des
Islam 1n Deutschland lıegen nıcht eiıner Benachteiligung ftremder Religionen durch
das deutsche Staatskirchenrecht, sondern den Schwierigkeiten des Islam, mıiıt den
Strukturen eines relig1ös neutralen Staates zurechtzukommen. Das betritft insbesondere
die Frage des islamıschen Religionsunterrichts: Wiährend „islamische“ Staaten AUS e1ge-
11CI Vollmacht entscheiden, Wer die Inhalte relıg1öser Unterweıisung 1ın der Schule test-
legt, 1sSt der relig1ös neutrale Staat 1n solchen Fragen auf die für Muslıme aus Ländern
mıt eiıner Staatsreligion ungewohnte Selbstorganıisation der Religionsgemeinschaften
angewlesen.

Andere behandelte Themen sınd die Kopftuch-Problematik, das Schächten, Lärmbe-
lästigung durch Glocken, der Moscheebau, das Selbstbestimmungsrecht in kırchlichen
Krankenhäusern, Loyalıtätsobliegenheiten 1m kırchlichen Arbeitsrecht (insbesondere
AaUus europäıischer Perspektive), der Erwerb des Körperschaftsstatus, die Kıirchensteuer,
der ONnNn- und Feiertagsschutz, der kirchliche Vermögensschutz SOWIl1e StaatsleistungenReligionsgemeinschaften. Etwa die Hältte der Fälle 1st CHNS reale Vertahren VO
deutschen Höchstgerichten angelehnt. Be1 einem Fall weIlst der Autor darauf hın,
da:; sıch eine tatsächlich VO iıhm gestellte Klausuraufgabe handelt. Dıie angebote-
NenNn Lösungen sollen nıcht L1UTE Kenntnisse 1m Staatskirchenrecht vermitteln, sondern
uch das Einüben der Juristischen Methoden vertieten. Inhaltlıch sınd alle angebotenen
Lösungen überzeugend. Der Schwierigkeitsgrad der Fälle 1st recht unterschiedlich: Be1
einıgen Fällen genugen Grundkenntnisse 1m deutschen Staatskırchenrecht, sS1e 4US
dem Stand beantworten können; bei anderen Fällen un! das sınd die 5 annenderen
1st eıne ausgliebige Prüfung erforderlich. Das gilt VOT allem für den beson C1IS interessan-
ten Fall (von Stefan Magen) ber die Verleihung des Körperschaftsstatus eiıne ıslamı-
sche Vereinigung. Es W ar ohl kaum vermeıden, dafß be1 der Bearbeıitung der Fälle
hın un! wıeder Wıederholungen gekommen ISt, 1m Hınblick auf die Problema-
tık, da! die Zulässigkeit VO Verfassungsbeschwerden die Berutung aut eın Grundrecht
erfordert, dafß das BVerfGE bei der inhaltlichen Prüfung ber uch das übrige Vertas-
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sungsrecht (insbesondere Art. 140 GG) mM1t einbezieht. Lobende Erwähnung verdient
schließlich auch das austührliche Lıteratur- und Sachverzeichnis. KRKHODE

FISCHEDICK, WALTER, Dıie Zeugnisverweigerungsrechte VO:  S Geistlichen UN birchlichen
Mitarbeitern (Schriften SAr Staatskirchenrecht: Band 30) Frankturt Maın u a}
DPeter Lang 2006 EL P ISBN 3-631-54053-1
Nach der deutschen Strafprozeß ßordnung sınd Geıistliche b€l' das, W as ihnen 1n iıhrer

Eigenschaft als Seelsorger anvertiraut worden der bekannt geworden ist; D: Verweıige-
LUINLS des Zeugnisses berechtigt; eın Ühnliches Zeugnisverweigerungsrecht sicht auch die
Zıvilprozeßordnung VO  S Zudem hat sıch der deutsche Staat auch 1M Reichskonkordat
SE Gewährleistung dieser Rechte verpflichtet.

Dıie vorliegende, VO der Juristischen Fakultät der Johann Wolifgang Goethe-Univer-
sıtät Frankturt Al Maın ANSCHOIMNINEN! Dissertation stellt 1n ıhrem ersten Kap die hısto-
riıschen und systematıschen Grundlagen der Zeugnisverweigerungsrechte dar. S1e sınd
ursprünglıch aUus dem Beichtgeheimnis hervorgegangen, wurden spater aber auftf die
Ausübung A{A Seelsorge ın eiınem umfiassenden 1nnn ausgeweıtet. Die Zeugnisverweige-
rungsrechte dienen VOT allem dem Schutz des Vertrauensverhältnisses zwıischen denen,
die sıch dıe Seelsorger wenden, un! den Seelsorgern. Als weıtere Normzwecke be-

die Diıssertation den Schutz der Privatsphäre dessen, der sıch anvertraut, die Ver-
meıdung exıstentieller Pflichtenkollisionen aut seıten des Geıistlichen, den Schutz seıiner
Berufsfreiheit die 1IrE Verletzung des Zeugnisverweigerungsrechts gefährdet würde)
SOWIl1e den Schutz der Religionsausübung. Den Hauptteıl der Arbeıt bıldet das zweıte
Kap., 1n dem die geltenden Normen ber die Zeugnisverweigerungsrechte der Geıistli-
chen ausgelegt werden. Dabei stellt sıch VOTr allem die Frage, WCI den VO
diesen Normen verwendeten Begriff „Geistliche“ fällt. ert. legt überzeugend dar, da{fß
dieser Begriff Berücksichtigung des Selbstbestimmungsrechts der Religionsge-
meinschaften nıcht auf die geweihten Amtsträger („Kleriker“ b7zw „ordınierte“ Amts-
traäger) eingeschränkt werden darf,; sondern den heutigen Umständen auch andere
mıiıt der Ausübung VO Seelsorge beauftragte Personen umtafßt. Was dıe katholische Kır-
che angeht, fallen daher uch Pastoral- un Gemeindereterenten und -reterentinnen
ter den Begriff des „Geıistlichen“ Sınne der staatlichen Zeugnisverweigerungsrechte.
Des weıteren wiırd gezeıgt, da: diese Rechte nıcht auf Amtstrager der christlichen Kır-
chen der der öffentlich-rechtlich verftaßten Religionsgemeinschaften beschränkt sınd,
sondern uch VO Amtstragern anderer Religionsgemeinschaften in Anspruch N}
INeN werden können; die Anerkennung solcher Rechte dabei allerdings VOTaUSs, da{ß
iıhnen eiıne Verschwie enheıtspflicht 1m Rahmen der eigenen Ordnung der betreffenden
Religionsgemeinschaft entspricht. Das dritte Kap wendet sıch der Frage ach Zeugn1s-
verweigerungsrechten VO  — kırchlichen Mitarbeitern E die nıcht den Begritff„Geistliche“ tallen. Solche Rechte sieht Verft. Vor allem bei Mitarbeitern innerhalb der
vertaßten Kırche gegeben, wenıger bei kırchlichen Mitarbeitern 1m privatrechtlichen
Bereıic

Insgesamt 1st 65 dem ert. gelungen, die m1t den Zeugnisverweigerungsrechten VOTI-
bundenen Rechtsfragen überzeugend beantworten. Allerdings 1St CS 1n der Jüngeren
Vergan enheit auf em Gebiet der Zeugnisverweigerungsrechte 1in der Praxıs uch nıcht

zro 61 Problemen gekommen. Vor Schwierigkeiten stellt 1n Zukunft vermutlich
eher die damıt verwandte Frage der Zulässigkeit VO  a Abhörmafßnahmen Es 1St NCI=

ständlıch, da{fß die Sicherheitsbehörden beı ihren Versuchen, islamistische Gewalttäter
ausfindıig machen, die renzen der Zulässigkeıit Ol Abhörmafsnahmen möglichst
weıt hinauszuschieben bestrebt sınd Angesıichts der staatlıchen Pflicht ZU Gleichbe-
handlung der verschiedenen Religionsgemeinschaften können solche Versuche A
tühren, dafß die durch die herkömmlichen Zeugnisverweigerungsrechte der Geistlichen
geschützten Vertrauensverhältnisse auf dem Umweg der Möglıchkeıit VO Öörmafßs-
nahmen letztlıch doch beeinträchtigt werden. Angesichts dessen macht die vorliegendeDissertation darauft aufmerksam, dafß der staatliche Schutz des Beicht- un Seelsorgege-heimniısses eın hoher Wert ISt, dessen Infragestellung nıcht LLUT den Kirchen, sondern der
Gesellschaft ınsgesamt Schaden zufügen würde RHODE
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